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Europas arbeitete die VdJ zusammen und entlarvte immer 
wieder die offene und juristisch verbrämte Begünstigung der 
Naziverbrecher in der BRD.

Wie bedrückend ist die Tatsache, daß neonazistischen 
Kräften in der BRD und in Berlin (West) heute solch ein poli­
tischer Freiraum, ja solche Förderung gewährt wird, daß sie 
in Parlamente, sogar in das EG-Parlament, einziehen konnten 
und sich unter staatlichem Schutz und mit staatlicher Förde­
rung betätigen können.

Wir sind betroffen über die juristische Arroganz und den 
fehlenden politischen Willen der BRD-Justiz, den Mord am 
Vorsitzenden der KPD, Ernst Thälmann, zu sühnen. Mit 
Empörung haben wir die Bestätigung des Freispruchs des 
ehemaligen SS-Mannes Otto durch den Bundesgerichtshof zur 
Kenntnis genommen. Dieses Urteil schützt alte Nazis und för­
dert die Neonazis.

Wir fordern, daß in der BRD und in Berlin (West) alle 
rechtlichen Möglichkeiten gegen die Neonazis eingesetzt und 
ihre Organisationen verboten werden. Unsere Forderung 
steht in voller Übereinstimmung mit UNO-Resolutionen von 
1971 und 1980, die an alle Staaten appellieren, die Tätigkeit 
von Organisationen zu verbieten, die Propaganda für faschi­
stische Ideen und Rassenüberlegenheit treiben.

Nach unserer Auffassung kann kein Staat für sich in An­
spruch nehmen, ein Rechtsstaat zu sein, der nicht seiner inter­
nationalen Verantwortung gerecht wird und jede Art neuen 
Faschismus konsequent unterbindet. Wir sind der Auffassung, 
daß Europa auf Dauer nur dann friedlich gestaltet werden 
kann, wenn es frei von Faschismus ist.

Wir unterstützen den gemeinsamen Appell der kommu­
nistischen Parteien auf deutschem Boden vom Mai 19893 und 
heben seine Feststellung hervor, daß nur der gemeinsame 
Kampf mit allen demokratischen Kräften den Neonazismus 
stoppen kann.

Friedensengagement und internationale Arbeit der VdJ

Auf der Gründungskonferenz der VDJD hat Arthur Baum­
garten, der spätere Präsident und Ehrenpräsident der VdJ, 
das Referat zum Thema „Völkerrecht und Friede“ gehalten/* 
Damit begründete er das Friedensengagement unserer Juri­
stenvereinigung, das immer im Zentrum unseres gesellschaft­
lichen Wirkens und unserer internationalen Aktivität stand. 
Verbunden mit der Überzeugung, daß der Friedenswille der 
Völker der Kriegsgefahr siegreich begegnen werde, wurde 
die Aufgabe gestellt, die Friedensbestrebungen der Völker zu 
unterstützen und für die Achtung des Rechts in den interna­
tionalen Beziehungen einzutreten. Gerade das schließt ein, 
die völkerrechtlichen Mittel zur Verhinderung eines Krieges 
entwickeln und durchsetzen zu helfen.

Welch ein großes Programm war für unsere Vereinigung zu 
erfüllen, um einen aktiven Beitrag zu dieser Aufgabe zu er­
bringen, denn der Weg vom kalten Krieg zum KSZE-Prozeß, 
zur vollen völkerrechtlichen Anerkennung der DDR wie zur 
Verwirklichung des umfassenden Friedens- und Abrüstungs­
programms der Warschauer Vertragsstaaten war schwer und 
forderte auch unsere ganze Kraft.

Die internationale Arbeit unserer Juristenvereinigung 
umfaßt heute ein breites Spektrum. Die freundschaftliche Zu­
sammenarbeit mit den Juristen der Sowjetunion, der CSSR 
und der Volksrepublik Polen sowie mit den Juristen der an­
deren sozialistischen Länder gehörte stets zu unserem Grund­
verständnis für das Handeln unserer Vereinigung. Der Erfah- 
rungs- und Gedankenaustausch gab uns Anregungen und be­
reicherte uns. In freundschaftlichem Geist werden wir die 
Verbindungen und den Erfahrungsaustausch mit den Juristen­
organisationen der sozialistischen Länder fortsetzen, die heute 
auf unterschiedlichen Wegen ihr sozialistisches Rechtssystem 
gestalten.

Die aktive Mitarbeit der VdJ in der Internationalen Ver­
einigung Demokratischer Juristen war für uns immer eine 
Aufgabe von hohem Rang. Die IVDJ ist von Anfang an für die 
ungehinderte Teilnahme der DDR am internationalen Leben 
eingetreten und war ein Initiator des Kampfes um Menschen­
rechte, weil sie dem Kampf gegen Faschismus und Krieg ver­
pflichtet ist. Ihre Losung „Das Recht muß dem Frieden die­
nen“ drückt ein Programm für das Wirken demokratischer 
Juristen in allen Teilen der Welt aus.

Wir versichern unseren Freunden in der IVDJ, daß wir 
aktiv und mit Initiative weiter mit ihnen die neuen Aufga­
ben erfüllen werden, um das Wort und die Aktion der fort­
schrittlichen Juristen zu den dringenden globalen Problemen, 
vor denen die Menschheit steht, einzubringen. Als Beispiele 
unserer Aktivität in der IVDJ können wir auf die Erarbeitung 
der völkerrechtlichen Dokumentation zum Verbot von Ag-

Grußadresse des Zentralkomitees der SED 
zum 40. Jahrestag der Gründung der VdJ der DDR

Liebe Genossinnen und Genossen! Liebe Kolleginnen und Kol­
legen !

Zum 40. Jahrestag der Gründung der Vereinigung der Juri­
sten der Deutschen Demokratischen Republik übermittelt Ihnen 
das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
herzliche Grüße und Glückwünsche.

Das Wirken Ihrer Organisation ist untrennbar mit dem erfolg­
reichen Entwicklungsweg der Deutschen Demokratischen Republik, 
besonders mit der Gestaltung der Staats- und Rechtsordnung un­
seres Landes, verbunden.

Von Anbeginn an nahm die Vereinigung der Juristen am Pro­
zeß der revolutionären Umgestaltung in unserer Gesellschaft teil. 
Wir würdigen dabei den verantwortungsvollen Beitrag zur Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie, zur Förderung des Rechts­
bewußtseins der Bürger und zur Festigung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit. Hoch zu schätzen sind die Leistungen Ihrer Organisa­
tion bei der Weiterbildung der Juristen der DDR. Mit vielfälti­
gen internationalen Aktivitäten reiht sich die VdJ — als nationale 
Sektion der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juri­
sten — entschlossen in den Kampf um Frieden, Entspannung und 
Abrüstung ein.

Für diese engagierte und ergebnisreiche Arbeit sprechen wir 
allen Mitgliedern und Funktionären der Berufsorganisation der 
Juristen der DDR den herzlichen Dank aus.

Bei der planmäßigen Ausgestaltung unseres sozialistischen 
Rechtsstaates sind Ihr spezifischer Beitrag zur Fortsetzung des 
bewährten Kurses der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zum Wohle der Menschen und Ihr Handeln im Dienste von Ge­
setzlichkeit, Gerechtigkeit und Rechtssicherheit für alle Bürger auch 
künftig unverzichtbar.

Wir sind gewiß, daß die Vereinigung der Juristen der DDR in 
Vorbereitung des XII. Parteitages der SED mit Tatkraft und neuen 
Initiativen an der weiteren Verwirklichung der Gesellschaftsstrate­
gie unserer Partei teilhaben wird.

Mit sozialistischem Gruß
Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands
Erich Honecker
Generalsekretär

gression und Gewalt sowie von rassistischer, faschistischer 
und neonazistischer Propaganda und auf die Solidaritätsak­
tion für die türkischen Arbeiterführer Haidar Kutlu und 
Nihat Sargin und deren Anwälte hinweisend

Die VdJ hat mit zahlreichen Initiativen und Aktionen, mit 
der Entsendung von juristischen Beobachtern, der Ausarbei­
tung von Dokumentationen und Gutachten, der Teilnahme 
an internationalen Solidaritätsaktionen, mit öffentlichen Stel­
lungnahmen und in anderen Formen aktive Solidarität ge­
leistet.

Seit vielen Jahren wirken die Juristen der DDR in Zusam­
menarbeit mit den Juristen des ANC und der SWAPO für die 
Beseitigung des schändlichen Apartheidsystems im Süden 
Afrikas und für die Befreiung von Nelson Mandela. Erneut 
ist das Leben von einer Frau und 13 Männern in höchster Ge­
fahr. Für 14 der „Upington 25“ wurde jetzt von einem 
Apartheid-Gericht mit kollektiver Schuldkonstruktion der 
Revisionsantrag der Verteidigung abgelehnt und damit die 
Todesstrafe bestätigt. Voller Abscheu und Empörung prote­
stieren wir gegen diese Unmenschlichkeit.

Wir treten ferner für die volle Verwirklichung des Selbst­
bestimmungsrechts des palästinensischen Volkes und eine 
gerechte Friedensregelung im Nahen Osten ein. Solidarische 
Unterstützung erweisen wir auch unseren freunden in Nika­
ragua und in anderen Ländern.

In ihren vielfältigen Aktionen sehen unsere VdJ-Gruppen 
Solidarität stets als Klassenpflicht und humanistische Tat für 
das friedliche Zusammenleben der Völker, den gesellschaft­
lichen Fortschritt und die Würde und Rechte des Men­
schen an.

Die VdJ unterstützt voll die Politik der Partei der Arbei­
terklasse und des sozialistischen Staates auf gutnachbarliche 
Beziehungen zur BRD auf der Grundlage geschlossener Ver­
träge und Abkommen und nach Geist und Buchstaben der 
KSZE-Dokumente. In diesem Sinne haben wir den Dialog mit 
einer Vielzahl unterschiedlicher Juristenvereine aus der 
BRD gefördert und werden auch künftig für Begegnungen 
eintreten, die der Vertrauensbildung, der Verständigung und 
dem Friedensengagement dienen.

3 vgl. ND vorn 20. 21. Mai 1989.
4 Vgl. NJ 1949, Heft 7. S. 153 ff.
5 Vgl. NJ 1989, Heft 4, S. 143 ff.


